
Positionspapier
November 2024
Wirtschaft

Draghi-Bericht über die Zukunft der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit



Draghi-Bericht über die Zukunft der europäischen Wettbewerbsfähigkeit 2

Die Position der AK in Kürze

•	•	 Die BAK begrüßt eine gemeinsame EU-Industrie-    
strategie, die eine verbesserte europäische Koordina-
tion und mehr Innovation bringen soll. Es fehlt jedoch 
ein klares Bild darüber, welche Rolle Arbeitnehmer:in-
nen innerhalb dieser Strategie einnehmen könnten. 
Welche Arbeitsplätze im Umfeld einer Wirtschaft erhal-
ten beziehungsweise geschaffen werden könnten, die 
von Automation, KI und Dekarbonisierung geprägt ist, 
muss nach Meinung der BAK noch näher dargestellt 
werden.

•	•	 Die BAK fordert eine substanzielle EU-Investitions-    
offensive. Draghi sieht in seinem Bericht ein Investiti-
onsvolumen von 750 - 800 Mrd. Euro jährlich bis 2030 
für erforderlich, um die auf diese Höhe geschätzte 
Investitionslücke zu schließen. Öffentliche Finanzieung 
wird dafür eine relevante Rolle spielen müssen, die 
insbesondere durch die aktuellen Fiskalregeln nicht 
eingeschränkt bis verunmöglicht werden darf.

•	•	 Die Stärkung von Forschung, Entwicklung und Innova-
tion, insbesondere in zentralen ausgewählten Sektoren 
wird begrüßt, dem Ziel einer sauberen Kreislaufwirt-
schaft geht der Bericht nach Meinung der BAK aber 
kaum nach.

•	•	 Es ist zu begrüßen, dass Draghi die soziale Inklusion 
sowie die Fähigkeiten und Fertigkeiten der Beschäf-
tigten als positive Wettbewerbs-Faktoren hervorhebt. 
Dem Themenaspekt Beschäftigung und Soziales wird 
im Bericht jedoch zu wenig Platz gewidmet. Soziale 
Investitionen haben einen hohen Stellenwert, werden 
aber nicht entsprechend erwähnt. Das gleiche gilt auch 
für den Aspekt der gerechten Verteilung.

•	•	 Die BAK kritisiert, dass der Bereich des grenzüber-
schreitenden Lohn- und Sozialdumpings nicht er-
wähnt wird, obwohl derartige Praktiken Beschäftigten 
schaden und zu unfairem Wettbewerb zwischen EU-        
Unternehmen führen.

•	•	 Draghi empfiehlt die Kapitalmarktunion zu vollenden 
und rät zu einer Vorsorge über private Pensionsfonds. 
Die BAK lehnt ein derartiges Vorgehen jedoch strikt 
ab und unterstreicht die Kosteneffizienz und Stabilität 
öffentlicher Pensionssysteme, im Vergleich zu privaten 
Pensionsfonds.

•	•	 Die BAK fordert Maßnahmen gegen Steuerschlupf-    
löcher, sowie Steuerhinterziehung und -umgehung und 
eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die Körper-
schaftsteuer.

•	•	 Die hohen Energiepreise in der EU sind ein wesentlicher 
Wettbewerbsnachteil im Vergleich zu anderen Welt-   
regionen. Die 2023 gesetzte Reform des Strommarkt-
designs geht aber nicht weit genug, um die Strom-
preise von den Gaspreisen zu entkoppeln. Es braucht 
zusätzliche Reformen, etwa durch ein „iberisches 
Modell“ in Krisenzeiten oder durch eine Zweiteilung 
des Spotmarktes in erneuerbare und fossile Strom-
produktion. Energieunternehmen sollten im Sinne der 
Daseinsvorsorge stärker gemeinwohlorientiert agieren 
und niedrige Erzeugungskosten an die Verbraucher:in-
nen weitergeben.

•	•	 Die BAK begrüßt Local-Content Kriterien bei der   
öffentlichen Beschaffung, fordert jedoch auch die 
Berücksichtigung sozialer und ökologischer Kriterien 
ein. Die BAK spricht sich auch für Verfahrensverbesse-
rungen für die Energiewende aus.

•	•	 Überlegungen in manchen Politikbereichen, wie der 
Steuerpolitik, eine qualifizierte Mehrheit vorzusehen, 
sind zu begrüßen

•	•	 Die Einrichtung eines Competitiveness Coordination 
Frameworks wird von der BAK sehr kritisch gesehen, 
weil dies zu einer einseitigen Schwerpunktsetzung zu 
Lasten von Sozialstaat und Klimaschutz führen könnte.

•	•	 Die BAK lehnt Maßnahmen strikt ab, die höhere Stan-
dards im Vergleich zu EU-Minimalstandards verhindern 
sollen. Demokratiepolitisch ist die Forcierung von 
Verordnungen zulasten von Richtlinien abzulehnen. Sie 
schränken Mitwirkungsrechte der Mitgliedstaaten ein 
und gefährden Schutzniveaus für Beschäftigte und 
Konsument:innen.

Zusammenfassung
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Mario Draghi hat am 9. September 2024 seine Über-
legungen zur Zukunft der europäischen Wettbewerbs-  
fähigkeit der Öffentlichkeit vorgestellt.  

Der frühere EZB-Präsident zeigt in seinem Bericht vor 
allem, dass sich nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit 
insbesondere auf die Fähigkeiten und das Wissen der 
Beschäftigten als wichtiger Wettbewerbsfaktor bezieht. 
Die Bundesarbeitskammer Österreich (BAK) begrüßt 
die grundsätzliche Aussage, dass Maßnahmen zur Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit auch dazu beitragen 
müssen, Wohlstand und Wohlergehen aller zu fördern. 
Das Ziel ist es, einen gerechten Wandel herbeizuführen, 
der die Dekarbonisierung und eine saubere Kreislauf-
wirtschaft vorantreibt und niemanden zurücklässt.

Trotz vieler guter Ansätze möchte die BAK auch auf 
mehrere Schwachstellen im Bericht hinweisen. So ist 
es bedauerlich, dass Draghis angebotsseitige Perspek-
tive Themen wie Nachfragesteuerung oder Verteilung 
weitgehend ausblendet. Mit der vorgeschlagenen 
Governance-Struktur in Gestalt eines „Wettbewerbs-
fähigkeitskoordinierungsrahmens“ droht zudem ein 
bürokratisches Ungetüm, das auf Kosten von Sozial-
staat, Beschäftigung und Klimaschutz gehen könnte. 
Aber auch die Idee, private Pensionsfonds zu forcieren, 
um Zukunftsinvestitionen zu finanzieren, ist aus Sicht 
der BAK dezidiert abzulehnen.

Die Einschätzung der BAK im Detail 

Wie Enrico Letta orientiert sich auch Mario Draghi bei 
seinen Vorschlägen stark an realpolitischen Möglichkei-
ten. Das ist ein pragmatischer Zugang, der – wie er es 
selbst formuliert – „schnell und konkret“ umsetzbar ist. 
Der Bericht zeigt eine Reihe von positiven Ansätzen be-
ziehungsweise Impulse auf, enthält jedoch auch noch 
viele Schwachstellen. Auf die zentralen Forderungen 
des Berichts wird nun im Folgenden eingegangen.

Industriestrategie und Investitionen 

Grundsätzlich begrüßt die BAK die Entwicklung einer 
diversifizierten industriepolitischen Strategie auf 
EU-Ebene. Gerade sogenannte Zukunftsbranchen wie 
E-Mobilität, Photovoltaik und Wärmetechnik konnten 
sich in Europa bisher nicht ausreichend etablieren und 
verlieren stetig Marktanteile an China und die USA. Im 
Bericht finden sich interessante Komponenten für eine 
zukünftige Industriepolitik der EU. 

Eine verbesserte europäische Koordination von In-
novation und technologischem Fortschritt sowie der 
Erschließung von neuen Branchen sind entscheidende 
Bausteine. 

Es fehlt aus BAK-Sicht jedoch eine klare Vision, welche 
Rolle Arbeitnehmer:innen im Rahmen der zukünfti-
gen EU-Industriestrategie einnehmen könnten. Dazu 
gehört auch, dass durch Automatisierung, Digitali-
sierung, Künstliche Intelligenz und Dekarbonisierung 
ein Strukturwandel stattfindet, der auch eine zielge-
richtete aktive Arbeitsmarktpolitik erfordert. Zurecht 
betont Draghi auch, dass Europa sich grundlegenden 
Entscheidungen stellen müsse, wie es seinen Dekarbo-
nisierungspfad verfolgen und gleichzeitig die Wettbe-
werbsfähigkeit seiner Industrie bewahren könne. 

Mario Draghi fordert Investitionen zwischen 750 - 
800 Mrd. Euro pro Jahr bis 2030. Das entspricht den 
Investitionsquoten der 1960er und 70er Jahre und wäre 
nach Meinung der BAK ein notwendiger Stimulus für 
die europäische Wirtschaft sowie zur Bewältigung 
der enormen Herausforderungen der Gegenwart. 
Denn damit soll die ökologische Transformation 
vorangetrieben (450 Mrd. Euro), die Digitalisierung und 
Technologieführerschaft in einigen Bereichen unter-
stützt (150 Mrd. Euro) und Produktivitätssteigerungen 
durch Innovationsförderung erreicht werden (100 - 150 
Mrd. Euro). Aus BAK-Sicht ist es jedenfalls notwendig, 
verstärkt in die Leistungen der Daseinsvorsorge zu 
investieren, da diese eine Grundvoraussetzung für 
eine erfolgreiche und wettbewerbsfähige Volkswirt-
schaft darstellen. Draghi schlägt zur Umsetzung auch 
gemeinsame öffentliche Finanzierungsmodelle auf 
EU-Ebene vor, da derartige Summen nicht annähernd 
allein von privater Seite aufgebracht werden könnten. 
Unbeschadet der teilweise ablehnenden Erstreflexe aus 
der Politik zu diesem Vorschlag ist es (nicht nur) aus 
Sicht der BAK schwer vorstellbar, wie die Finanzierung 
der notwendigen Investitionen anders gelingen könnte. 
Zu beachten ist schließlich auch, dass umfangreiche 
nationale Finanzierungen mit den Fiskalregeln in 
Konflikt geraten würden, worauf Draghi aber in seinem 
400-seitigen Bericht bedauerlicherweise nicht näher 
eingegangen ist. 

Der Bericht leistet auch ein Plädoyer für Forschung 
und Entwicklung, das auf die Förderung von Innova-
tion und Produktivitätssteigerungen abzielt. Neben der 
üblichen horizontalen Industriepolitik vertieft sich der 
Bericht auch in zentralen ausgewählten Sektoren und 

Die Position der AK

https://commission.europa.eu/topics/strengthening-european-competitiveness/eu-competitiveness-looking-ahead_en
https://commission.europa.eu/topics/strengthening-european-competitiveness/eu-competitiveness-looking-ahead_en
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bringt auch vertikale industriepolitische Vorschläge, 
die strategische Wertschöpfungsketten in Europa 
aufbauen und stärken sollen. Der Schritt zur sauberen 
Kreislaufwirtschaft wird dabei aus Sicht der BAK nur 
sehr vage formuliert, obwohl damit eine europäische 
Nachfragestärkung einhergehen könnte. 

Sozial- und bildungspolitische Aspekte im Wett-   
bewerbsumfeld 

Die BAK bewertet grundsätzlich positiv, dass der 
Bericht in seiner primären Fokussierung auf Wettbe-
werbsfähigkeit, und Richtung USA und China schie-
lend, betont, dass die soziale Inklusion und damit der 
europäische Sozialstaat sowie die Fähigkeiten und 
Fertigkeiten der Beschäftigten grundlegende Fak-
toren für Europa sind. Auch wenn diesen Aspekten 
einer sogenannten High Road Strategie mit Fokus auf 
Beschäftigung und Soziales insgesamt zu wenig Platz 
gewidmet wird (letztlich fehlen auch konkrete Vor-
schläge, wie der gerechte Wandel - „Just Transition“ - 
gelingen kann), so ist diese Sicht ein großer Fortschritt 
gegenüber allen Ansätzen, die sich in erster Linie der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit verschrieben haben 
(deren Umsetzung auch von den Bevölkerungen kaum 
mitgetragen würden). 

Es liegt auf der Hand, dass durch eine Steigerung 
des BIP nicht automatisch höherer Wohlstand und 
gesteigerte Lebensqualität für alle und eine ge-
rechtere Verteilung einhergehen. Dennoch wird dies 
im Draghi-Bericht weitgehend ausgeblendet. Dies 
ist insofern verblüffend, da EU-Initiativen der letzten 
Jahre faire Verteilung, gesellschaftliches Wohlergehen 
(„well-being“) und sozialen Fortschritt stärker betonten 

– unter anderem die europäische Säule sozialer Rechte 
und die Ratsschlussfolgerungen zu einer „Economy of 
Well-being“. 

Der Draghi-Bericht befasst sich mit der Notwendig-
keit einer deutlichen Ausweitung von Investitionen, 
insbesondere in die Dekarbonisierung der Wirtschaft.      
Vernachlässigt wird hierbei, dass effektive soziale 
Investitionen (etwa in Kinderbetreuung, Bildung, 
Gesundheit und Pflege) einen besonders hohen Stel-
lenwert unter den Zukunftsinvestitionen einnehmen 
müssen, um Wohlstand und Wohlergehen der Gesell-
schaft in gleicher Weise zu steigern. Der Draghi-Be-
richt ignoriert das Thema des grenzüberschreitenden 
Lohn- und Sozialdumpings in der EU, etwa im Be-
reich der Entsendung von Arbeitskräften im Rahmen 
der Dienstleistungsfreiheit. Hierbei wird ausgeblendet, 
dass Praktiken der Unterentlohnung Arbeitnehmer:in-
nen schädigen und die Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen, die die Regeln einhalten, untergraben. 

Die BAK fordert in diesem Zusammenhang die gren-
züberschreitende Vollstreckung von Verwaltungsstra-
fen zu erleichtern und Subauftragsvergaben einzu-
schränken. 

In Bezug auf die Debatte über Förderungen im Zu-
sammenhang mit der notwendigen Transformation 
der Wirtschaft ist es essenziell, dass Förderungen für 
Unternehmen an geeignete und effektive soziale und 
ökologische Konditionalitäten gebunden sind, um 
die Berücksichtigung der Interessen der Beschäftigten 
und der Gesamtgesellschaft zu gewährleisten. 

Die BAK begrüßt den Ansatz, das Augenmerk auf 
Qualifikation und Expertise der Beschäftigten zu 
legen. Allerdings muss dies als Überbegriff auch für 
alle gerade nicht Beschäftigten, nach Arbeitsuchen-
den verstanden werden, da das gesamte Arbeits-
kräftepotenzial angesprochen werden muss. Aus 
arbeitsmarktpolitischer Sicht ist es sowohl für die 
Deckung des Bedarfs an Arbeitskräften als auch für 
die Vermeidung von Arbeitslosigkeit, sowie den Erhalt 
der Beschäftigungsfähigkeit unabdingbar, den Erwerb 
breiter Kompetenzen zu fördern und Qualifikationen 
zu stärken. Die Rolle der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
muss jedoch ausdrücklich Erwähnung finden und mit 
einer Fachkräftestrategie verknüpft werden. 

Ein zentraler Punkt dabei ist das Recht auf Qualifizie-
rung für Arbeitsuchende und Beschäftigte. Nur so 
kann die europäische Wettbewerbsfähigkeit nach-
haltig gewährleistet werden. Das bedeutet einerseits 
eine strukturelle Ausrichtung der Öffentlichen Arbeits-
marktverwaltungen (in Österreich das AMS) nicht nur 
auf Vermittlung, sondern auch auf Qualifizierung und 
einen Rechtsanspruch auf konkrete Weiterbildungen 
oder Umschulungen im Rahmen der arbeitsmarktpo-
litischen Budgets, sondern auch ein von der direkten 
Arbeitsmarktpolitik unabhängiges Recht auf Qualifi-
zierung. In Österreich fordert die BAK die Umsetzung 
eines Qualifizierungsgeldes, das die selbstgewählte 
Weiterbildung für Beschäftigte und Arbeitsuchende für 
bis zu drei Jahre existenziell absichert. Solche Bestre-
bungen müssen auch auf der europäischen Ebene 
unterstützt und gemeinsam vorangetrieben werden. 

Der Fokus des Berichts auf Investitionen zur Stei-
gerung der Wettbewerbsfähigkeit ist aus Sicht der 
BAK positiv, aber es fehlen detaillierte Maßnahmen 
zum Schutz und zur Schaffung von Qualitätsarbeits-
plätzen in allen Sektoren und Regionen. Die Einbin-
dung von Gewerkschaften und des Sozialen Dialogs 
sollten im Mittelpunkt dieser Strategie stehen. 
Darüber hinaus werden dezentralisierte institutionelle 
Architekturen, Industrie 5.0 oder die Rolle kleiner Ge-
meinschaften bei der Förderung von Innovationen, bei 
denen der Mensch im Mittelpunkt steht, nicht ausrei-
chend berücksichtigt. 
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Zur Finanzierung der neuen Vorhaben 

Die Finanzierung der massiven Investitionen beruht 
auf einer Reihe an Beteiligten. Neben öffentlichen 
Investitionen sollen auch private Investitionen eine 
große Rolle spielen. Dafür möchte Mario Draghi die 
Kapitalmarktunion vollenden und das große Sparvo-
lumen europäischer Haushalte nutzen. 

Hinsichtlich der im Bericht angesprochenen Pensi-
onssysteme ist es Aufgabe der öffentlichen Pensi-
onsversicherung eine verlässliche Absicherung der 
Bevölkerung im Alter zu ermöglichen. Die öffentlichen 
Pensionssysteme sind kosteneffiziente Mechanis-
men zur Erreichung dieses Ziels. Die Ausrichtung im 
Draghi-Bericht läuft jedoch implizit darauf hinaus, die 
Vorsorge über private Pensionsfonds zulasten von 
öffentlichen Pensionssystemen zu forcieren. Diese 
Orientierung lehnt die BAK entschieden ab, da damit 
die Absicherung im Alter stärker von den Risiken und 
Schwankungen der Finanzmärkte abhängig gemacht 
werden würde. Zu berücksichtigen ist auch, dass die 
Renditeversprechen von Pensionsfonds oftmals in der 
Realität nicht erfüllt werden. 

Die BAK warnt vor der Absicht Draghis, Verbriefun-
gen, also gebündelte Forderungen, wieder im großen 
Stil einzuführen. Hier ist anzumerken, dass die Lehren 
der globalen Finanzkrise ab 2008 keinesfalls außer 
Acht gelassen werden dürfen. Zu diesen Lehren zählt 
es etwa, dass der Irrglaube an die vermeintliche 
allokative Effizienz der Finanzmärkte zu verheerenden 
Folgen mit erheblichen sozialen und budgetären Kos-
ten geführt hat. 

In diesem Zusammenhang kann auch der Befund 
Draghis, wonach wichtige Investitionen auf den Man-
gel einer Kapitalmarktunion und anderer angebotssei-
tiger Umstände zurückzuführen sind, nicht geteilt 
werden. Investitionen hängen in erster Linie von den 
Absatzerwartungen der Unternehmen und damit von 
der Nachfragesituation im EU-Binnenmarkt ab. 

Handlungsbedarf bei der Schaffung von Steuer-    
gerechtigkeit 

Wiewohl Draghi mehr Handlungsfähigkeit im Steu-
erwesen durch die Einführung der Qualifizierten 
Mehrheitsentscheidungen einmahnt, unterlässt er 
es, die Rolle und das Potential einer gemeinsamen 
Steuerpolitik zur Sicherung von wichtigen Einnah-
men wie auch zur Herstellung von EU-weiter Steu-
ergerechtigkeit herauszuarbeiten. In Anbetracht der 
zunehmenden Einkommensungleichheit in vielen 
EU-Ländern (worin auch eine wichtige Ursache für die 
zunehmende Unzufriedenheit in der Bevölkerung zu 
sehen ist) verwundern auch Draghis völlig unkritischen 

Ausführungen unter Verweis auf die relativ niedrigeren 
Ungleichheiten in Europa im Vergleich zu anderen 
Kontinenten. 

Einnahmenseitige Defizite, die bereits seit langem 
bekannt sind, müssen nach Ansicht der BAK nun 
rasch geschlossen werden. Dazu zählt die einheitliche 
Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer, das 
Schließen von Steuerschlupflöchern und insbeson-
dere auch Steuerhinterziehung und -umgehung, die 
laut Schätzungen ein Volumen von bis zu einer Billion 
Euro haben.  

Energiepolitik 

Dem im Draghi-Bericht enthaltenen Problemaufriss 
kann in vielen Punkten zugestimmt werden. Ge-
rade die Tatsache, dass die europäischen Großhan-
dels-Strommärkte trotz zu-nehmendem Erneuerba-
ren-Ausbau stark vom Gaspreis abhängen, ist von 
entscheidender Bedeutung. Durch die Ausgestaltung 
des europäischen Strommarktes hat sich Europa in 
den vergangenen Jahren selbst eine hohe Strom-
preis-Differenz zu den USA erschaffen. Laut Draghi 
Bericht waren Gaskraftwerke in 63 % der Stunden 
im Jahr 2022 preissetzend, obwohl diese EU-weit nur 
für rund 20 % des Stromaufkommens sorgen. Diese 
Schieflage wird sich bis ins Jahr 2030 fortsetzen. 
Auch die schleppenden Genehmigungsverfahren sind 
ein bekanntes Problem für den Ausbau von Erneuerba-
rer Stromproduktion und Netzen. 

In Anbetracht dieser Analyse verwundert es allerdings, 
dass die Empfehlungen nur teilweise an dieser 
Diagnose ansetzen. Denn zwar betont der Bericht 
richtigerweise etwa die Notwendigkeit des beschleu-
nigten Netzausbaus und erneuerbarer Energien durch 
schnellere und vereinfachte Genehmigungsverfahren. 
Potenzial dafür sieht er vor allem in der Digitalisierung 
der Prozesse und mehr Personalressourcen. Positiv ist 
außerdem, dass die generelle Notwendigkeit der (zu-
mindest teilweisen) Entkopplung der Strompreise von 
den Gaspreisen erwähnt wird, dass die Eigenstrom-
produktion großer Verbraucher gefördert werden soll 
und eine Gasdiversifizierung stattfinden soll. Auch 
eine Übergewinnabschöpfung, wie sie schon in der 
aktuellen Krise stattgefunden hat, wird vorgeschlagen. 
Doch gehen die Vorschläge nicht weit genug. So wird 
die tatsächliche Entkopplung der Strompreise von 
den Gaspreisen – auch am Spotmarkt – (etwa durch 
die europaweite Umsetzung des „iberi-schen Modells“ 
in Krisenzeiten oder eine Zweiteilung des Spotmarktes 
in erneuerbare und fossile Stromproduktion) nicht 
angesprochen. 

Zudem setzt der Bericht stark auf die Mobilisierung 
von privatem Kapital für den Ausbau der Netze 

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/taxation/#How%20the%20EU%20is%20fighting%20tax%20fraud
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und der Erneuerbaren Stromproduktion. Dabei ist 
allerdings unklar, inwiefern das tatsächlich zu einer 
Preissenkung führen würde. Denn um privates Ka-
pital anzuziehen ist eine gewisse Rendite notwendig. 
Diese führt allerdings zu höheren Kapitalkosten als 
dies etwa bei öffentlichen Finanzierungsinstrumen-
ten der Fall wäre. Umgekehrt könnte eine stärkere 
Gemeinwohlorientierung des Energiesektors als 
Teil der Daseinsvorsorge – vor allem von Energieun-
ternehmen in (teilweise) öffentlicher Hand – tatsäch-
lich dafür sorgen, dass niedrige Erzeugungskosten 
auch an Verbraucher:innen weitergegeben werden. 
Unklar ist weiters, wie unmittelbar sich die geforder-
ten langfristigen Vertragsmodelle (Power Purchase 
Agreements, kurz: PPA oder Contracts for Difference, 
kurz: CfD) auf Verbraucherpreise (auch für Großver-
braucher) auswirken würden. Denn erstens schrumpft 
damit der Spotmarkt, wodurch sich dort ein höheres 
Preisniveau einstellen könnte. Zweitens sind CfD laut 
der aktuellen Strommarktreform weitestgehend nur 
für neue Erzeugungsanlagen vorgesehen. Gerade in 
Ländern wie Österreich, die bereits über einen ho-
hen Anteil erneuerbarer Energie verfügen, wäre der 
Einsatz von CfD damit nur sehr begrenzt möglich. 
Zudem nutzt die Stärkung von langfristigen Groß-
handelsmärkten wenig, wenn allfällige Preisvorteile 
nicht an Endkund:innen weitergegeben werden (etwa 
weil Endkundenpreise an Spotmarktpreise gebunden 
sind). Auch die Betonung auf einen stärkeren Fokus 
auf Nuklearenergie muss kritisch gesehen werden. 
Denn abgesehen von der Ablehnung dieser Energie-
form, sind Wind- und PV-Anlagen kostengünstige, 
gut erforschte Alternativen, deren Errichtung noch 
dazu um einiges schneller vonstattengeht. 

Gemeinsame Beschaffung, Genehmigungsverfahren 
und verstärkte Koordination 

Der Bericht benennt die Fragmentierung der vielen 
(meist) nationalstaatlichen Initiativen („Europe does 
not coordinate where it matters“, Part A, S.4) und rückt 
die Notwendigkeit verstärkter Koordination der Mit-
gliedstaaten in den Vordergrund. Er fordert in vielen 
Bereichen ein gemeinsames Vorgehen. Dazu gehört 
auch die gemeinsame Beschaffung von Flüssiggas 
bis zu den Ausgaben für Verteidigung. Sogenannte 
Local-Content Kriterien sollen die Binnenmarktnach-
frage zusätzlich stärken. Aus BAK-Sicht begrüßen 
wir Local-Content Kriterien bei der öffentlichen 
Beschaffung, fordern jedoch auch die Berücksichti-
gung sozialer und ökologischer Kriterien ein. 

Die gemeinsame Koordination mündet auch in der 
Formulierung einer Vielzahl an Plänen und Strategien. 
In Anlehnung an Mariana Mazzucatos Missionsori-
entierung  fordert der Bericht klare Ziele und Meilen-
steine, Umsetzungspläne und Finanzierungsmöglich-

keiten dafür ein. Dazu gehört auch die Beschleuni-
gung von Genehmigungen und Verfahren, die mit ei-
ner größeren Ressourcenausstattung in der öffentli-
chen Verwaltung begleitet werden muss. Gleichzeitig 
muss betont werden, dass die Europäische Union 
sehr heterogen ist und dass kleinere Mitgliedstaaten 
zum Teil vor anderen Herausforderungen stehen 
als große Volkswirtschaften. Diese Komplexität findet 
sich im Draghi-Bericht nur unzureichend. 

Kritisch ist aus Sicht der BAK, dass die Beschleu-
nigung der Verfahren für die Energiewende mit 
einer Lockerung der EU-Umweltgesetzgebung (z.B. 
FFH-Richtlinie, Vogel-schutzrichtlinie, Wasserrahmen-
richtlinie) bis zum Erreichen der Klimaneutralität 2050 
einher gehen soll. Die Biodiversitäts- und Klimakrise 
bedingen einander, weshalb beide nur gemeinsam 
gelöst werden können. Intakte Ökosysteme sind un-
erlässlich, um die Folgen der Klimakrise abzumildern. 
Laut Europäischer Umweltagentur befinden sich 80 
Prozent der Arten in einem schlechten oder unzurei-
chenden Zustand.  Daher befürwortet die BAK Ver-
fahrensverbesserungen für die Energiewende, aber 
nicht auf Kosten von Natur und Menschen.

Die empfohlenen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verfahren wie eine ausreichende personelle Behör-
denausstattung und die Stärkung der Strategischen 
Umweltprüfung (SUP) sind ausdrücklich zu begrü-
ßen. Denn: eine gute Planung kann die Projektebene 
erheblich entlasten. Die SUP darf jedoch nicht, wie im 
Draghi-Bericht vorgeschlagen, die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) ersetzen, da beide Instrumente auf 
unterschiedlichen Ebenen ansetzen. Während die SUP 
einen übergeordneten Rahmen bietet, in dem Grund-
satzfragen geklärt werden können, konzentriert sich 
die UVP auf die konkrete Prüfung von Projekten. 

Die BAK weist auch darauf hin, dass Maßnahmen, wie 
die Notfallmaßnahmenverordnung zur Beschleuni-
gung des Ausbaus erneuerbarer Energien, nur kurz-
fristige Lösungen in Ausnahmesituationen darstellen 
können. Zudem wird die Notfallmaßnahmenverord-
nung zur Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer 
Energien derzeit vor dem Europäischen Gerichtshof 
überprüft, da Zweifel an ihrer Vereinbarkeit mit europä-
ischem und internationalem Recht bestehen.  

Stärkung der Governance

Positiv sieht die BAK die Überlegung, für verschiedene 
Politikbereiche im Rat das Verfahren der qualifizier-
ten Mehrheit einzuführen. Im Bereich der Steuerpo-
litik ist sie zu begrüßen, weil damit Steuerprivilegien 
für zumeist Großunternehmen reduziert werden 
könnten und die EU bei wichtigen Vorhaben wie zum 
Beispiel der Einführung einer Finanztransaktionssteuer 

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b2811d1-16be-11e8-9253-01aa75ed71a1/language-en
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5b2811d1-16be-11e8-9253-01aa75ed71a1/language-en
https://www.eea.europa.eu/publications/soer-2020
https://www.oekobuero.at/files/1037/newsflash_umweltrecht_2023_september.pdf
https://www.oekobuero.at/files/1037/newsflash_umweltrecht_2023_september.pdf
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endlich entsprechend handlungsfähig würde. Aber 
auch in anderen noch verbliebenen Rechtsbereichen 
(u.a. im Arbeitsrecht) ist ein Übergang vorstellbar. 

Sehr kritisch aus BAK-Sicht ist die Einrichtung eines 
“Competitiveness Coordination Framework” zu 
sehen, dem andere, bislang etablierte Prozesse (z.B. 
zum EU-Semester) letztlich untergeordnet wären. Dies 
würde eine einseitige Schwerpunktsetzung zu Lasten 
von Sozialstaat und Klimaschutz institutionell verfes-
tigen und wäre kaum weniger bürokratisch als die von 
Draghi – zu Unrecht - als ineffizient kritisierten Pro-
zesse des EU-Semesters oder der Nationalen Energie- 
und Klimapläne.

Darüber hinaus fällt auf, dass der Bericht einen 
zentralen Faktor, der eine Ausweitung öffentlicher 
Investitionen beeinträchtigt, nicht behandelt: dies 
sind die restriktiven EU-Fiskalregeln der reformierten 
„Economic Governance“. Es ist entschieden davor zu 
warnen, dass die EU-Fiskalregeln gegenwärtig eine 
neue Welle der Austeritätspolitik in Europa einleiten, 
bei der nicht zuletzt auch sozialstaatliche Leistungen 
gekürzt werden. 

Hinsichtlich des Ziels, Bürokratie und Verwaltungs-
lasten zu verringern, verweist die BAK auf ihre 
Stellungnahme zum Letta-Bericht und auf eine AK 
Wien-Studie zur Besseren Rechtsetzungsagenda auf 
EU-Ebene. Derartige Maßnahmen dürfen keinesfalls 
zulasten von Beschäftigten, Teilen der Bevölkerung 
oder der Umwelt gehen. Der mit dem Begriff des 

„Gold Platings“ verbundene undifferenzierte Diskurs, 
wonach das Überschreiten von Mindeststandards 
in EU-Richtlinien prinzipiell zu vermeiden wäre, ist 
sachlich absurd und entschieden abzulehnen. Das 
Narrativ, dass Arbeitnehmerrechte überschießende 
bürokratische Hindernisse wären, schwingt hier 
unterschwellig immer wieder mit. Oft sind gerade 
mangelhafte arbeitsrechtliche Vorschriften ursächlich 
für verpasste Wertschöpfungschancen einer Branche. 
Und prekäre Arbeitsbedingungen führen letztlich zur 
Abwanderung von Arbeitskräften aus einer Branche. 
Deregulierung ist also kein Allheilmittel. Hierbei wird 
außer Acht gelassen, dass es in der Natur der Sache 
von Mindeststandards in Richtlinien liegt, dass sie 
lediglich das niedrigste Regulierungsniveau vorgeben 
und Mitgliedstaaten auch entscheiden können, höhere 
Schutzniveaus festzulegen. Dies infrage zu stellen, 
würde bedeuten, EU-Richtlinien wie EU-Verordnungen 
zu behandeln und demokratische Willensbildungs-
prozesse in Mitgliedstaaten einzuschränken. Wenn 
Gesetze über Mindeststandards hinausgehen, ge-
schieht das häufig, um gesellschaftlich gewünschte 
höhere Schutzniveaus für Arbeitnehmer:innen, Konsu-
ment:innen und die Umwelt sicherzustellen. Sie sind 
zudem essenziell für eine produktive Entwicklung und 

das Wachstum von Branchen mit qualitativ hochwer-
tigen Arbeitsplätzen. Vor diesem Hintergrund ist es 
auch abzulehnen, Mitgliedstaaten zu Folgenabschät-
zungen bei der Umsetzung von Richtlinien zu drängen. 
Die BAK weist darauf hin, dass auch unterlassene Ge-
setzgebung hohe Kosten für die Volkswirtschaften zur 
Folge haben kann. Auch das mantraartige Festhalten 
an quantitativen Deregulierungszielen (z.B. minus 25 
% Berichtspflichten) erscheint mittlerweile ausgereizt 
und wird keinen einzigen Arbeitsplatz schaffen. 

Sicherheitspolitik 

Unbeschadet der besonderen Aufgabenstellungen 
auf militärischem Gebiet in Anbetracht der aktuellen 
Spannungen und Bedrohungslagen wäre aus BAK-
Sicht ein Hinweis angebracht, wonach entsprechende 
Investitionen und Schwerpunktsetzungen nicht zu 
Lasten des sozialen und ökologischen Umbaus der 
Gesamtwirtschaft erfolgen sollten. 

Vollendung des EU-Binnenmarkts 

Die BAK verweist hinsichtlich der Vollendung des 
EU-Binnenmarkts ebenfalls auf die BAK-Stellung-
nahme zum Letta-Bericht.  Zu betonen ist, dass die 
im EU-Vertrag Artikel 3(3) definierten Ziele für den 
Binnenmarkt, die unter anderem eine wettbewerbsfä-
hige soziale Marktwirtschaft, Vollbeschäftigung und 
sozialen Fortschritt sowie ein hohes Maß an Um-
weltschutz anstreben, sowie den Kampf von sozialer 
Ausgrenzung und Diskriminierung hervorhebt, aus 
BAK-Sicht zielgerichtet weiterverfolgt werden müssen. 
Insgesamt verwundert auch, dass Draghi wie viele 
andere die mangelnde Vollendung des Binnenmarktes 
auf Basis der unterschiedlichen Rechtsordnungen 
diskutiert (danach wären Föderalstaaten wie Öster-
reich ebenfalls kein vollendeter Binnenmarkt). Aus 
BAK-Sicht erscheint es sinnvoller den Binnenmarkt 
nicht über abstrakte rechtliche Kategorien, sondern 
vielmehr mit der Etablierung von großen gemeinsa-
men Infrastrukturen zum Nutzen aller (insbesondere 
Energie- und Schienennetze) verwirklicht zu sehen. 

Wirtschaftssektoren, die im Teil B des Draghi-       
Berichts angesprochen werden 

Die von Mario Draghi im Teil B seines Berichts        
skizzierten Wirtschaftsbereiche werden von der BAK 
zur Kenntnis genommen, aber erst bei Vorliegen von 
detaillierteren Kommissionsvorschlägen zu den einzel-
nen Sektoren im Detail analysiert. 

Die BAK ersucht um Berücksichtigung der oben darge-
legten Einschätzung und steht für Rückfragen gerne 
zur Verfügung.

https://www.akeuropa.eu/de/letta-bericht-ueber-die-zukunft-des-binnenmarktes
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC17244608/
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC17244608/
https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC17244608/
https://www.akeuropa.eu/de/letta-bericht-ueber-die-zukunft-des-binnenmarktes
https://www.akeuropa.eu/de/letta-bericht-ueber-die-zukunft-des-binnenmarktes
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